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1. Einleitung

1.1. Legitimation, Fragestellung und Hypothese der Arbeit

Der demografische Wandel ist in aller Munde. Er wird sowohl publizistisch als auch

wissenschaftlich beschrieben, analysiert und teilweise auch dramatisiert. Ob das „Me-

thusalem-Komplott“ (Frank Schirrmacher, 2005..), das „Land ohne Lachen. Deutsch-

land schrumpft und ergraut“ (Der Spiegel 2/2004, S. 38), die „Schrumpfende[n] Städte.

Diät für die Speckgürtel“ (Spiegel Online, 21. März 2006), oder die „Schrumpfende Ge-

sellschaft“ (Kaufmann 2005) - es mangelt nicht an mehr oder weniger seriösen Veröf-

fentlichungen mit prägnanten Titeln, die in den letzten Jahren zum Thema Alterung der

Gesellschaft und Bevölkerungsrückgang erschienen sind. Thematisiert und problemati-

siert werden meistens die Folgen für Wirtschaft, Kultur und Sozialversicherungen, wel-

che  zu  Recht  vergleichsweise  düstere  Aussichten  in  diesen  Bereichen  für  die

kommenden Jahrzehnte aufzeigen. 

Der sozioökonomische und demografische Wandel in Deutschland, der seit 1990 beson-

ders in den neuen Bundesländern wie im Zeitraffer zu beobachten ist, wird sich in den

nächsten Jahrzehnten fortsetzen und z.T. sogar verstärken. Diese Entwicklung ist auch

durch  zusätzliche  familien-,  wirtschafts-  oder  siedlungspolitische  Maßnahmen  kaum

noch zu beeinflussen. Neben den bekannten Effekten der (Über-)Alterung der Gesell-

schaft, dem Zusammenbruch ganzer regionaler Wirtschaftssysteme und der damit ver-

bundenen  Massenarbeitslosigkeit  kommen  seit  der  Wiedervereinigung  Prozesse  der

„Entleerung“ ganzer  Regionen hinzu,  regelrechte  „Abwärtsspiralen“  entstehen.  Aber

diese Phänomene des Schrumpfens treffen zeitgleich mit neuen Wachstumsdynamiken

in anderen Regionen zusammen, die Entwicklung“ ist „bipolar“ (Weert Canzler / An-

dreas Knie).

Doch der demografische Wandel hat nicht nur wirtschaftliche und sozialpolitische Fol-

gen, er wird auch nicht ohne Konsequenzen für die öffentliche Mobilität bleiben. Das

Verkehrsaufkommen insgesamt geht zurück, und die Struktur der Nachfrage wird sich

ändern. Die Grundlagen der öffentlichen Mobilität sind in schrumpfenden Regionen be-

droht, dazu wird die Verkehrsnachfrage künftig räumlich höchst unterschiedlich sein. 

Doch weil Verkehrsdienstleistungen ein Teil der staatlichen Daseinsvorsorge sind, um

die gleiche demokratische Teilhabe unabhängig vom Wohnort zu garantieren, kann die-
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ser Entwicklung nicht tatenlos zugesehen werden. Der Staat muss die Grundlagen der

öffentlichen Mobilität auch in Zukunft sicherstellen. Aber statt Ausbau und Wachstum

werden der Erhalt und die Anpassung von Mobilitätsdienstleistungen notwendig wer-

den, und erstmalig wird es sogar um das Management des Schrumpfens gehen. Die bis-

her bewährte bundesrepublikanische Infrastruktur- und Verkehrspolitik wird mit diesen

Anforderungen jedoch nur schwer fertig werden. Trotzdem muss die Anpassung der

Versorgungsnetze so geregelt werden, dass die in den Schrumpfungsregionen ohnehin

stattfindende soziale und ökonomische Desintegration durch eine Verringerung der An-

gebote nicht noch verschärft wird. 

An diesem Punkt setzt die vorliegende Arbeit an. Die zentrale erkenntnisleitende Frage-

stellung lautet, wie sich die verkehrspolitische Governance verändern muss,  damit die

öffentliche Mobilität weiterhin gewährleistet werden kann, wenn viele Kommunen und

Landkreise  gerade in  ländlichen Regionen Ostdeutschlands aufgrund des  demografi-

schen Wandels  die eigenständige Erbringung dieser  Leistung nicht  mehr garantieren

können. Kann  öffentliche Mobilität nur als flächendeckender ÖPNV verstanden wer-

den? Welchen Stellenwert wird sie als Teil der Daseinsvorsorge in Zukunft haben? Wer

ist für die öffentliche Mobilität verantwortlich, wie wird sie „gewährleistet“?

Zu untersuchen wird sein, ob und wie die politischen und rechtlichen Regularien der In-

frastruktur-  und  Verkehrspolitik  auf  europäischer,  nationaler  und  Landesebene  den

Wandel des Systems der öffentlichen Mobilität beeinflussen. Die neuen Länder haben

hier eine Vorreiterfunktion, sie müssen Schrumpfungsprozesse als Erste organisieren

und  ihre  Versorgungssysteme  zukunftsfest  machen.  Aber  die  Entwicklung  in  Ost-

deutschland ist beispielhaft für viele Teile in Europa (Vgl. Canzler / Knie 2005c).

Da die bestehende, pfadabhängig gewachsene Verkehrspolitik auf Wachstum und staat-

liche Kontrolle angelegt ist, wird die (vorläufige) Hypothese lauten, dass sich die Rege-

lungsstrukturen  in  diesem  Bereich  stark  verändern  müssen,  um  eine  öffentliche

Mobilität in schrumpfenden Regionen zu gewährleisten. Da die meisten Regionen in

den neuen  Bundesländern  tendenziell  schrumpfen,  und die  Gleichwertigkeit  der  Le-

benschancen weiterhin Staatsziel bleibt, wird es notwendig sein, die rechtlichen Rah-

menbedingungen und politischen Institutionen bzw. Verfahren anzupassen. Es müssen

neue Steuerungs- und Regulierungsformen gefunden werden, um organisatorische bzw.

unternehmerische Innovationen zuzulassen, ein gewisses Versorgungsniveau zu halten,

und die Verkehrsinfrastruktur „zukunftsfest“ zu machen. Besonders das Personenbeför-
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derungsgesetz und die staatlichen Finanzierungsinstrumente stehen unter dem Verdacht,

zu unflexibel für die notwendigen Veränderungen zu sein.

1.2. Stand der Forschung, Aufbau und Methodik der Arbeit, verwen-
dete Literatur

Das empirische Phänomen des systematischen „Schrumpfens“ ganzer Regionen in der

bundesrepublikanischen Geschichte ist  vergleichsweise neu. Die demografischen und

sozioökonomischen Entwicklungen wurden aus politischer, ökonomischer, geographi-

scher und statistischer Sicht  beschrieben und problematisiert,  aber die politikwissen-

schaftliche Forschung zu diesem Thema steht erst am Anfang. Diese Arbeit orientiert

sich am praxisorientierten Forschungsvorhaben „Zukunftsfähige Infrastrukturangebote

für  schrumpfende  Regionen“  der  Projektgruppe  Mobilität  am Wissenschaftszentrum

Berlin für Sozialforschung (WZB). Unter der Prämisse, dass die Gewährleistung öffent-

licher Mobilität zur staatlichen Daseinsvorsorge gehört und ein öffentliches Gut ist, be-

wegt  sich  das  Forschungsvorhaben  in  der  Perspektive  der  aktuellen

politikwissenschaftlichen  Governance-Forschung.  Unter  Zuhilfenahme  der  neuesten

Theorieentwicklungen (Benz, Mayntz, Scharpf) in diesem Bereich werde ich im zweiten

Kapitel ein Analysekonzept erarbeiten um herauszufinden, worin die Herausforderun-

gen für die gesellschaftlichen, politischen, rechtlichen und finanziellen Regelungsstruk-

turen  in  der  öffentlichen  Mobilität  bestehen,  und  wie  sie  evtl.  gemeistert  werden

können. 

Um landesspezifische Besonderheiten konstant zu halten und zu berücksichtigen, und

um den Untersuchungsraum einzugrenzen, werde ich mein Augenmerk vorwiegend auf

das Land Brandenburg richten, da dieses sich hierfür anbietet. Der Kontrast zwischen

stark  schrumpfenden  Regionen  in  der  Peripherie  und  wachsenden  Landkreisen  im

„Speckgürtel“ von Berlin ist hier gut zu beobachten. Die Literaturlage zum demografi-

schen Wandel in Brandenburg ist sehr gut, und die verkehrliche und infrastrukturelle

Entwicklung seit der Wiedervereinigung beispielhaft für viele ländliche Gebiete Ost-

deutschlands. 

Nach der Erörterung eines theoretischen Analyserahmens und historischen Vorüberle-

gungen zum Stellenwert öffentlicher Mobilität in der staatlichen Daseinsvorsorge soll

anhand einer Art Bewertungsmatrix untersucht werden, ob die verkehrspolitische Go-
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vernance in der Lage wäre, den anstehenden demografischen Wandel gerade in Ost-

deutschland zu bewältigen. Dieser lässt sich relativ einfach über gut zugängliche Bevöl-

kerungsstatistiken und Sekundärliteratur (z.B. Raumordnungsbericht) aufzeigen. Durch

die Einbeziehung der relevanten Rechtsquellen (Europäische Verordnungen, Personen-

beförderungsgesetz, ÖPNV-Gesetz, Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, Eisenbahn-

recht u.a.) sowie unter Einbeziehung empirischer Erfahrungen in einigen Landkreisen

Brandenburgs soll  dann untersucht werden, wie die rechtlichen und politischen Rah-

menbedingungen die Anpassung des Systems der öffentlichen Mobilität beeinflussen.

Am Ende der Arbeit werde ich dann andeuten, wie eine neue Mobilitäts-Governance

aussehen müsste, um auch in stark schrumpfenden Regionen öffentliche Mobilität – und

damit  die  Möglichkeit  zur  demokratischen Teilhabe an der  Gesellschaft  unabhängig

vom Besitz eines Autos – zu gewährleisten. 

Neben den Primärquellen aus den Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes,

des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung, des Bundesministeriums für Ver-

kehr, Bau und Stadtentwicklung und der Landesregierung Brandenburg haben mir die

Werke von Arthur Benz, Gunnar Schuppert, Renate Mayntz und Fritz Scharpf zum Go-

vernance-Konzept und zur Idee des Gewährleistungsstaates geholfen. Die Dissertation

von Matthias Knauff und der Sammelband von Rudolf Hrbek und Martin Nettesheim

waren wertvoll, als es darum ging, den Stellenwert und die Entwicklung der Daseins-

vorsorge bzw. des Gewährleistungsstaates zu eruieren. Hilfreich zur Beantwortung der

Fragestellung  schließlich  waren  die  Vorarbeiten  der  „Projektgruppe  Mobilität“  am

WZB, insbesondere von Lisa Ruhrort, Astrid Karl, Weert Canzler und Andreas Knie.

Ich danke auch den Beitragenden im Sammelband „Herausforderung demografischer

Wandel“ von Bernhard Frevel.
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2. Methodische und theoretische Vorüberlegungen

2.1. Begriffe und Methoden

Die sozialwissenschaftliche Mobilitätsforschung hat sich zum Ziel gesetzt, den relativ

engen Rahmen, den Verkehrsplanung, Verkehrstechnik oder auch Verkehrspolitik im

wissenschaftlichen Diskurs setzen, zu erweitern und die Zusammenhänge von sozialer

Realität und Verkehr aufzuzeigen. Die Begriffe Mobilität und Verkehr werden bisher

oft synonym benutzt, obwohl Verkehr nur die physisch realisierte, oft technisch unter-

stützte Ortsveränderung von Menschen, Gütern oder Informationen ist, und Mobilität

etwas anderes bedeutet. Aber der letzte Terminus wird in jüngster Zeit häufiger benutzt,

weil er moderner klingt und nicht so negativ besetzt ist wie Verkehr. Aus dem Lateini-

schen „mobilitas“ kommend meint er aber eher Beweglichkeit, also die Möglichkeit zur

Bewegung: Der geistige Horizont eines Menschen bestimmt seinen „Mobilitätsraum“,

seinen „Möglichkeitsraum“, in dem Bewegung stattfindet. Dieser ist mehrdimensional,

nicht nur geographisch (welche Räume, welcher Widerstand, welche Hilfsmittel?) son-

dern auch geistig und materiell (abhängig von Politik, sozioökonomischer Situation, So-

zialstruktur,  Milieu etc.)  bedingt.  Wie Weert  Canzler  anführt,  können Mobilität  und

Verkehr weit auseinander fallen: Wer geistig mobil ist, muss nicht viel unterwegs sein,

und wer jeden Tag die gleiche Strecke zur Arbeit fährt, verlässt seine eingefahrenen

Wege nicht. Die beiden Varianten stehen in einem dialektischen Verhältnis. Mobilität

ist  die „Triebfeder“ der Moderne;  Globalisierung, die steigende Vielfalt  der Lebens-

möglichkeiten, die räumliche Funktionsentmischung1 und mehr technische und finanzi-

elle Möglichkeiten zur Beweglichkeit vergrößern die „Mobilitätsräume“ (Canzler 2004,

S. 341f.). Sie sind die „Möglichkeitsräume“ für ein modernes Leben. Mobilität und ihre

konkrete Realisierung als Verkehr sind also Ausdruck gesellschaftlicher Realitäten; in

modernen Gesellschaften bestimmen aber auch die realisierbaren Mobilitätschancen die

Handlungsoptionen und Denkhorizonte der Menschen. Der Möglichkeitsraum ist also

das „Gelände gesellschaftlicher Teilhabe“, und um Mobilität zu erhöhen, darf er nicht

nur geographisch erweitert werden (Canzler / Knie 1998, S. 28ff.). 

Öffentliche  Mobilität  meint  also  nicht  nur  den  Öffentlichen  Personennahverkehr

(ÖPNV). Dieser Begriff ist ohnehin sehr ungenau definiert. Zwar wird er seit der Bahn-

1 Z.B. liegen Arbeitort, Wohnung, Einkaufszentrum, Fitnessclub etc. oft weit auseinander. 

8


